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In Sachsen-Anhalt sind derzeit ca. 413 Neophyten und 134 Neozoen als etabliert eingestuft.(Arten gelten als etabliert, wenn sie über einen 
Zeitraum von mindestens 25 Jahren mindestens zwei spontane Generationen in einem Gebiet hervorgebracht haben.) Darüber hinaus gibt es 
noch zahlreiche Arten, die nur kurzzeitig auftreten und als unbeständig eingestuft sind.
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Nur ein kleiner Teil der Neobiota hat negative Auswirkungen. In der Unionsliste der EU-Verordnung sind derzeit 49 Arten als invasiv 
gelistet. 
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Gewässerunterhaltung und Neobiota

Gemäß § 52 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 1-4 WG LSA sind Maßnahmen der 
Gewässerunterhaltung insbesondere: 

• die Reinigung, die Räumung, die Freihaltung und der Schutz des 
Gewässerbetts einschließlich seiner Ufer,

• die Erhaltung und Anpflanzung standortgerechter Ufergehölze und 
die Erneuerung des Baumbestandes,

• die Pflege von im Eigentum des Unterhaltungspflichtigen 
stehenden Flächen entlang der Ufer, soweit andernfalls eine 
sachgerechte Unterhaltung des Gewässers nicht gewährleistet ist,

• die Unterhaltung und der Betrieb der Anlagen, die der Abführung 
des Wassers dienen; hierzu zählen auch Anlagen, die als Bestandteil 
des Gewässers dessen Ausbauzustand bestimmen und sichern.

Diese Inhalte haben sich an den Bewirtschaftungszielen des § 102 WG 
LSA i. V. m. §§ 27 WHG auszurichten.

Anhaltspunkte ergeben sich aus bspw. § 50 Abs. 4 Nr. 1 und § 52 Abs. 
1 Satz 3 Nr. 2 WG LSA i. V. m. § 38 Abs. 2 WHG: 

Die Unterhaltung umfasst u. a. die Erhaltung standortgerechter 
Ufergehölze. Die Wasserbehörde kann die Art der Bepflanzung und 
Pflege der Gewässerrandstreifen regeln. Am Gewässerrandstreifen ist 
das Entfernen von standortgerechten und das Bepflanzen mit nicht 
standortgerechten Bäumen und Sträuchern verboten. Ein Hinweis zum 
Umgang mit nicht einheimischen Arten wird indessen nicht gegeben.

§ 53 WG LSA: Unterhaltungspflicht Gewässer 1. Ordnung → Land/ 
LHW

§ 54 WG LSA: Unterhaltungspflicht Gewässer 2. Ordnung → UHV
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Beispiel:

Im Falle des Riesen-Bärenklaus (Heracleum mantegazzianum) geht eine gesundheitliche Gefährdung von der Pflanze aus, sodass in Einzelfällen, z. B. 
bei Vorkommen im Uferbereich in unmittelbarer Nähe zu einem öffentlichen Weg, der Eigentümer die Pflanzen entfernen sollte. Eine Pflicht des 
Unterhaltungspflichtigen zur Beseitigung bestünde demgegenüber erst, sofern die o. g. gesetzlichen Vorgaben dies erforderten, also z. B. wenn das 
konkrete Vorkommen den ordnungsgemäßen Wasserabfluss, die Entwicklung des Gewässers oder sonst die Unterhaltung behindern würde.
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Die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 gilt ab 1.1.2015 direkt. 2017 erfolgte eine Anpassung des Bundesnaturschutzgesetzes. 
Damit liegt erstmals eine länderübergreifende Regelung zu invasiven Arten vor (vgl. Wasserrahmenrichtlinie, FFH-Richtlinie).
Im Mittelpunkt der Verordnung steht eine Liste invasiver gebietsfremder Arten von unionsweiter Bedeutung (Unionsliste), für die Maßnahmen zum 
zukünftigen Umgang (Prävention mit Besitz- und Vermarktungsverboten sowie Aktionsplänen für Verhinderung unabsichtlicher Einschleppung, 
Früherkennung und rasche Reaktion, Kontrolle von schon weit verbreiteten Arten) festgelegt werden.

Die Unionsliste enthält 24 wasserwirtschaftlich bedeutsame Arten.
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Viele Arten der Unionsliste gibt es noch gar nicht in Europa. Durch Besitz- und Handelsverbote soll die Einführung dieser Arten verhindert werden. 
Einige Arten sind schon unbeständig in Deutschland oder könnten aus Nachbarländern eingeschleppt werden. Wenn solche Neuansiedlungen 
bisher nicht weit verbreiteter Arten gefunden werden, sollen diese möglichst schnell und vollständig entfernt werden. 
Bereits weit verbreitete Arten sollen eingedämmt werden. 
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„Jede Früherkennung einer neuen invasiven Art der Unionsliste in einem Mitgliedstaat ist bei der EU-Kommission unverzüglich zu notifizieren, 
damit auch alle anderen Mitgliedstaaten über das neue Auftreten informiert und gewarnt werden.

Liegt eine Früherkennung vor, sind folgende Schritte mit entsprechenden Notifizierungen festgeschrieben:

1. Jedes erstmalige Auftreten einer invasiven Art, aber auch ihr Wiederauftreten nach einer erfolgten Beseitigungsmaßnahme, ist unverzüglich zu 
notifizieren (Art. 16).

2. Innerhalb von drei Monaten müssen die geplanten Sofortmaßnahmen, mit denen die Art mit tödlichen oder nicht tödlichen Mitteln beseitigt 
werden soll, notifiziert werden (Art. 17). Die anzuwendenden Maßnahmen berücksichtigen dabei Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit, die Umwelt und den Tierschutz.

3. Nach erfolgter Beseitigung bzw. nach Ablauf der festgelegten Dauer der Maßnahmen erfolgt schließlich die dritte und abschließende 
Notifizierung (Art. 17). Dabei ist auch über die Wirksamkeit zu berichten. Bei Nicht-Beseitigung ist eine neue Sofortmaßnahme zu prüfen und 
zu notifizieren.“ (Quelle: https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-frueherkennung.html)
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„(2) Die Managementmaßnahmen umfassen tödliche oder nicht tödliche physikalische, chemische oder biologische Maßnahmen zur Beseitigung, 
Populationskontrolle oder Eindämmung einer Population einer invasiven gebietsfremden Art. 
Gegebenenfalls schließen die Managementmaßnahmen Maßnahmen ein, die das aufnehmende Ökosystem betreffen und dessen 
Widerstandsfähigkeit gegen laufende und künftige Invasionen stärken sollen. 
Die kommerzielle Nutzung bereits etablierter invasiver gebietsfremder Arten kann als Teil der Managementmaßnahmen zu ihrer Beseitigung, 
Populationskontrolle oder Eindämmung mit genauer Begründung vorübergehend genehmigt werden, sofern alle geeigneten Kontrollen vorhanden 
sind, um jegliche weitere Ausbreitung zu verhindern.“ 

In Deutschland werden alle Arten, die sich bereits etabliert haben, als weit verbreitet eingestuft. 

Für die als weit verbreitet eingestuften Arten sind von einer Länder-Arbeitsgruppe Management- und Maßnahmenblätter erstellt worden. Diese 
Blätter liegen hier zur Ansicht aus und werden im Schulungsmanuskript in der aktuellen Version zur Verfügung gestellt.
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„KAPITEL IV: MANAGEMENT VON BEREITS WEIT VERBREITETEN 

INVASIVEN GEBIETSFREMDEN ARTEN Managementmaßnahmen
(1) Innerhalb von 18 Monaten nach der Aufnahme einer invasiven 
gebietsfremden Art in die Unionsliste verfügen die Mitgliedstaaten 
über wirksame Managementmaßnahmen für diejenigen invasiven 
gebietsfremden Arten von unionsweiter Bedeutung, die nach 
Feststellung der Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet weit 
verbreitet sind, damit deren Auswirkungen auf die Biodiversität und 
die damit verbundenen Ökosystemdienstleistungen sowie 
gegebenenfalls auf die menschliche Gesundheit oder die Wirtschaft 
minimiert werden. 
Diese Managementmaßnahmen stehen in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Auswirkungen auf die Umwelt, sind den 
besonderen Umständen in den Mitgliedstaaten angemessen, stützen 
sich auf eine Kosten-Nutzen-Analyse und schließen auch, so weit wie 
möglich, die Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß Artikel 20 ein. 
Sie werden auf der Grundlage der Ergebnisse der Risikobewertung 
und ihrer Kostenwirksamkeit priorisiert.“



18



Wasserwirtschaftlich relevante Pflanzenarten der Unionsliste: Wasserhyazinthe, Schmalblättrige Wasserpest, Großer Wassernabel, Wechselblatt-
Wasserpest, Brasilianisches Tausendblatt, Heusenkräuter, Riesen-Bärenklau, Drüsiges Springkraut. Einige dieser Arten werden im Vortrag zu den 
invasiven Neophyten vorgestellt. Zu den anderen Arten finden Sie vertiefende Informationen im Merkblatt DWA-M 626-2.
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Wasserwirtschaftlich relevante wirbellose Tierarten der Unionsliste: Wollhandkrabbe, Kamberkrebs, Viril-Flusskrebs, Signalkrebs, Roter 
Amerikanischer Sumpfkrebs, Marmorkrebs. Alle diese Arten werden im Vortrag zu invasiven Neozoen vorgestellt.
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Wasserwirtschaftlich relevante Wirbeltiere der Unionsliste sind: Nutria, Bisam. Beide Arten werden im Vortrag zu invasiven Neozoen vorgestellt.
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BUNDESTAG (2017): Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG). 63 S.  http://www.gesetze-im-
internet.de/bnatschg_2009/BNatSchG.pdf
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Hochwasserschutz: Die Beseitigung oder Eindämmung invasiver gebietsfremder Arten ist Aufgabe der Gewässerbewirtschafter, wenn diese 
invasiven Arten die schützende Grasnarbe beschädigen, die Standsicherheit von Deichen gefährden oder die Substanz baulicher Anlagen gefährden. 

Gewässerunterhaltung: Die Beseitigung oder Eindämmung invasiver gebietsfremder Arten ist Aufgabe der Gewässerbewirtschafter, wenn diese 
invasiven Arten der Sicherung des Wasserabflusses oder der Entwicklung des Gewässers entgegenstehen. Die Verpflichtung, Maßnahmen zur 
Zurückdrängung von invasiven gebietsfremden Arten zu ergreifen, ist darauf begrenzt, die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen nach den 
gesetzlichen Vorgaben durchzuführen.

Gewässerentwicklung: Wenn das Vorkommen invasiver Arten der Entwicklung eines guten Gewässerzustandes im Wege steht, können 
Maßnahmen erforderlich sein. 
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